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Aus der gehärteten Form werden bei Fertigungsbeginn 
vier Fertigungsmuster, davon zwei plombiert, dem Be­
steller übersandt.

(2) Der Besteller hat die Muster zu begutachten und 
das Ergebnis schriftlich, unter Rückgabe eines plom­
bierten Musters, das seinen Geschäftsstempel tragen 
muß, dem Lieferer bekanntzugeben. Die plombierten 
Muster sind von beiden Vertragspartnern für die Lauf­
zeit des Vertrages aufzubewahren. Sie sind für die 
Gütebearbeitung der Gußteillieferungen maßgebend. 
Die Mitteilung des Bestellers, in der das Maßmuster 
für richtig befunden wird, gilt als Produktionsfreigabe.

(3) Maßmuster sind innerhalb von 15 Tagen und 
Fertigungsmuster innerhalb von zehn Tagen zu begut­
achten, gerechnet vom Zeitpunkt des Eingangs der 
Muster beim Besteller bis zum Eingang der Begut­
achtung beim Lieferer.

(4) Werden diese Fristen überschritten, so sind neue 
Liefertermine für Gußteile und Formen zu vereinbaren. 
Gleiches gilt, wenn Beanstandungen der Muster er­
folgen, die der Besteller zu vertreten hat.

(5) Festgestellte Mängel an Fertigungsmustern sind 
dem Lieferer auf dem schnellsten Wege der Nach­
richtenübermittlung vorab bekanntzugeben.

(6) Beanstandungen der Maß- und Fertigungsmuster 
sind vom Lieferer an den Druckgußformen, Bearbei­
tungswerkzeugen und Vorrichtungen richtigzustellen 
und neue Muster zu liefern. Sind Musterbeanstandungen 
auf Verschulden des Lieferers zurückzuführen, so gehen 
die notwendig werdenden Änderungen zu seinen Lasten; 
sind sie durch ein Verhalten des Bestellers verursacht, 
so hat er die Kosten der Änderungen zu tragen.

§ 24
Die Rechnung für die Form wird zum Zeitpunkt der 

Lieferung der Maßmuster erteilt. Im vereinbarten Preis 
für Druckgußformen ist die kostenlose Lieferung von 
sechs Maßmustern aus der ungehärteten Form und vier 
Fertigungsmustern aus der gehärteten Form je Teil ein­
geschlossen. g 25

Vertragsstrafen
Ein Anspruch auf Vertragsstrafe entsteht nicht bei 

Probeabgüssen und wenn die Nachbesserungskosten 
nicht mehr als 3 %> vom Wert des Gußstückes 
betragen. * 1 2

Anordnung
über den Bezug von Waren des Bevölkerungsbedarfs 

durch Bedarfsträger außerhalb der individuellen 
Konsumtion.

Vom 24. Juni 1958
Zur Sicherung einer störungsfreien Versorgung der 

Bevölkerung wird im Einvernehmen mit der Staat­
lichen Plankommission folgendes angeordnet:

Geltungsbereich
§ 1

(1) Diese Anordnung regelt den Bezug von Waren des 
Bevölkerungsbedarfs durch Bedarfsträger außerhalb 
der individuellen Konsumtion;

(2) Bedarfsträger außerhalb der individuellen Kon­
sumtion sind alle Verbraucher einschließlich der Be­
triebe mit staatlicher Beteiligung (nachstehend „Organe“ 
genannt), die ihre Einkäufe aus Haushaltsmitteln, 
Investitionsmitteln (einschließlich Investitionskredi­
ten), Betriebsprämienfonds (soweit diese nicht für 
Sachprämien verwendet werden), Kosten und anderen 
betrieblichen Aufwendungen tätigen;

(3) Einkäufe der landwirtschaftlichen und handwerk­
lichen Produktionsgenossenschaften aus eigenen Mitteln 
fallen nicht unter die Bestimmungen dieser Anordnung.

(4) Als Organe im Sinne des Abs. 2 gelten nicht die 
Organe und Betriebe der privaten Wirtschaft (z. B. 
Einkaufs- und Liefergenossenschaften des Handwerks 
und Gewerbes, private Industrie-, Handwerks-, Handels­
und Landwirtschaftsbetriebe).

(5) In Zweifelsfällen über die Zuordnung der Bedarfs­
träger gemäß Absätzen 2 und 4 entscheiden die Wirt­
schaftsräte bei den Räten der Bezirke, Abteilung 
material-technische Versorgung.

§ 2
Diese Anordnung gilt nicht für den Einkauf von 

Nahrungs- und Genußmitteln.

§ 3
Einkaufsbestimmungen für Textilien

(1) Erzeugnisse der Textilindustrie (Planpositions­
nummern 32 00 000 und 33 00 0001) dürfen von den 
Organen mit Ausnahme der in der Anlage 1 aufgeführ­
ten Erzeugnisse, für die die Regelung nach Abs. 2 
Buchst, b gilt, nur bis zu einem Höchstbetrag von 
200,— DM je Planposition im Einzelhandel gekauft 
werden. Unzulässig ist die Aufteilung eines Betrages 
auf mehrere Rechnungen; Diese Begrenzung au' 
200,— DM findet keine Anwendung auf den Einkauf 
von Bekleidung für die Bewohner von Kinder-; Feier­
abend- und Pflegeheimen sowie Werkhöfen, sofern die­
sen Institutionen eine entsprechende Sorgepflicht 
obliegt.

(2) Alle Einkäufe von Erzeugnissen, die
a) in Abs. 1 aufgeführt sind und die Kaufsumme von 

200,— DM je Planposition übersteigen oder
b) in der Anlage 1 aufgeführt sind,

sind bei den fachlich und örtlich zuständigen Ver­
sorgungskontoren Industrietextilien bzw., soweit die 
Voraussetzungen hierfür gegeben sind, im Direkt­
verkehr vorzunehmen.

Einkaufsbestimmungen 
für die übrigen Erzeugnisse

§ 4
(1) Übrige Erzeugnisse dürfen mit Ausnahme der 

in der Anlage 2 aufgeführten Positionen ohne Ein­
schränkung gekauft werden.

(2) Alle Einkäufe von den in der Anlage 2 auf­
geführten und nicht kontingentierten Erzeugnissen sind 
bei den fachlich und örtlich zuständigen Großhandels­
kontoren bzw. Absatz- oder Versorgungsorganen der 
Industrie (z. B. DHZ, Absatzkontore) bzw., soweit die 
Voraussetzungen hierfür gegeben sind, im Direkt­
verkehr vorzunehmen.

(3) Soweit die in der Anlage 2 angeführten Erzeug­
nisse kontingentiert sind, richten sich die Verteilung 
und der Bezug nach den Bestimmungen über die Kontin­
gentierung sowie über die Verteilung, den Bezug und 
die Lieferung von Materialien;

§ 5
(1) Als Voraussetzung für die Belieferung der Organe 

gemäß § 4 werden nach Maßgabe der Versorgungslage 
zweckgebundene Fonds gebildet und auf die Bezirke 
aufgeteilt. Aus diesen Fonds sind alle Organe, 
die ihren Sitz in dem jeweiligen Bezirk haben, zu ver­
sorgen. Für die Bildung und Aufteilung der Fonds auf 
die Räte der Bezirke sind die Staatliche Plan­
kommission bzw. die mit der Bilanzierung beauftragten 
Organe in Abstimmung mit dem Ministerium für 
Handel und Versorgung zuständig; Sie übergeben diese


